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2. Für die Annahme sowohl eines Übereinkommens als auch einer Empfehlung be­
darf es bei der Schlußabstimmung der Konferenz einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der Stimmen der anwesenden Delegierten.

3. Bei der Aufstellung eines Übereinkommens oder einer Empfehlung von allgemei­
ner Geltung hat die Konferenz auf diejenigen Länder Rücksicht zu nehmen, in denen 
das Klima, die unvollkommene Entwicklung der wirtschaftlichen Organisation oder 
andere besondere Umstände die Verhältnisse der Wirtschaft wesentlich abweichend 
gestalten. Sie schlägt in solchen Fällen die Abänderungen vor, die sie angesichts der 
besonderen Verhältnisse dieser Länder als notwendig erachtet.

4. Zwei Ausfertigungen des Übereinkommens oder der Empfehlung werden vom
Präsidenten der Konferenz und vom Generaldirektor unterzeichnet. Eine Ausfertigung 
wird im Archiv des Internationalen Arbeitsamtes, die andere beim Generalsekretär 
der Vereinten Nationen hinterlegt. Der Generaldirektor stellt jedem Mitglied der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation eine beglaubigte Abschrift des Übereinkommens oder 
der Empfehlung zu. .

5. Für ein Übereinkommen gelten die folgenden Bestimmungen: *
a) Das Übereinkommen wird allen Mitgliedern im Hinblick auf seine Ratifikation 

mitgeteilt
b) Jedes Mitglied verpflichtet sich, spätestens ein Jahr nach Schluß der Tagung der 

Konferenz (oder, wenn dies infolge außergewöhnlicher Umstände binnen eines Jah­
res unmöglich sein sollte, sobald es angängig ist, jedoch keinesfalls später als acht­
zehn Monate nach Schluß der Tagung der Konferenz) das Übereinkommen der 
Stelle oder den Stellen, in deren Zuständigkeit die Angelegenheit fällt, im Hinblick 
auf seine Verwirklichung durch die Gesetzgebung oder durch andere Maßnahmen 
vorzulegen.

c) Die Mitglieder unterrichten den Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
über die Maßnahmen, die sie nach diesem Artikel getroffen haben, um das Über­
einkommen der zuständigen Stelle oder den zuständigen Stellen vorzulegen; dabei 
erteilen sie dem Generaldirektor Auskunft über die Stelle oder die Stellen, die als 
zuständig angesehen werden, und über deren Entscheidungen.

d )  Hat ein Mitglied die Zustimmung der zuständigen Stelle oder der zuständigen 
Stellen erhalten, so teilt es dem Generaldirektor die förmliche Ratifikation des 
Übereinkommens mit und trifft die erforderlichen Maßnahmen zur Durchführung 
der Bestimmungen des betreffenden Übereinkommens.

e) Findet ein Übereinkommen nicht die Zustimmung der Stelle oder der Stellen, in 
deren Zuständigkeit die Angelegenheit fällt, so hat das Mitglied keine weitere Ver­
pflichtung, als dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes in angemes­
senen, vom Verwaltungsrat festzusetzenden Zeitabständen über den Stand seiner 
Gesetzgebung und über seine Praxis bezüglich der Fragen zu berichten, die den Ge­
genstand des Übereinkommens bilden. Dabei gibt es näher an, in welchem Umfang 
den Bestimmungen des Übereinkommens durch Gesetzgebung, Verwaltungsmaß­
nahmen, Gesamtarbeitsverträge oder auf andere Weise entsprochen wurde oder 
entsprochen werden soll, und legt die Schwierigkeiten dar, welche die Ratifikation 
eines solchen Übereinkommens verhindern oder verzögern.

6. Für eine Empfehlung gelten die folgenden Bestimmungen:
a) Die Empfehlung wird allen Mitgliedern zur Prüfung im Hinblick auf ihre Verwirk­

lichung durch die innerstaatliche Gesetzgebung oder in anderer Weise mitgeteilt.
b) Jedes Mitglied verpflichtet sich, spätestens ein Jahr nach Schluß der Tagung der 

Konferenz (oder, wenn dies infolge außergewöhnlicher Umstände binnen eines 
Jahres unmöglich sein sollte, sobald es angängig ist, jedoch keinesfalls später als 
achtzehn Monate nach Schluß der Tagung der Konferenz) die Empfehlung der Stelle 
oder den Stellen, in deren Zuständigkeit die Angelegenheit fällt, im Hinblick auf 
ihre Verwirklichung durch die Gesetzgebung oder durch andere Maßnahmen vor­
zulegen.

c) Die Mitglieder unterrichten den Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
über die Maßnahmen, die sie nach diesem Artikel getroffen haben, um die Emp­
fehlung der zuständigen Stelle oder den zuständigen Stellen vorzulegen; dabei er­
teilen sie dem Generaldirektor Auskunft über die Stelle oder die Stellen, die als 
zuständig angesehen werden, und über deren Entscheidungen.

d) Abgesehen von der Verpflichtung, die Empfehlung der zuständigen Stelle oder den 
zuständigen Stellen vorzulegen, hat das Mitglied keine weitere Verpflichtung, als 
dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes in angemessenen, vom 
Verwaltungsrat festzusetzenden Zeitabständen über den Stand seiner Gesetzgebung 
und über seine Praxis bezüglich der Fragen zu berichten, die den Gegenstand der 
Empfehlung bilden. Dabei gibt es näher an, in welchem Umfang den Bestimmungen 
der Empfehlung entsprochen wurde oder entsprochen werden- soll, wobei es die 
Abänderungen dieser Bestimmungen bezeichnet, die notwendig erscheinen oder er­
scheinen können, um die Annahme oder Anwendung der Bestimmungen zu ermög­
lichen.

Erforderliche
Mehrheit

Abänderungen 
für besondere 
örtliche 
Verhältnisse

Originalausferti­
gungen

Verpflichtungen 
der Mitglieder 
hinsichtlich der 
Übereinkommen

Verpflichtungen 
der Mitglieder 
hinsichtlich der 
Empfehlungen


